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Amtliche Bekanntmachungen

Bekanntmachung

Hauptausschuss

Im öffentlichen Teil der Hauptausschusssitzung der Stadt
Baruth/Mark am 07.05.2008 wurden keine Beschlüsse gefasst.
Im nichtöffentlichen Teil der Hauptausschusssitzung der Stadt
Baruth/Mark am 07.05.2008 wurden folgende Beschlüsse
gefasst:
Beschluss- Kurzinhalt
nummer
08/547 HA Vergabe von Bauleistungen Schulzentrum Baru-

ther Urstromtal
08/556 Auftragserweiterung von Bauleistungen Friedhof

Baruth - südlicher Bereich
Baruth/Mark, 08.05.2008
llk
Bürgermeister

Stadtverordnetenversammlung

Im öffentlichen Teil der Stadtverordnetenversammlung der
Stadt Baruth/Mark am 21.05.2008 wurden folgende Beschlüs-
se gefasst:
Beschluss-
nummer Kurzinhalt
08/552 Einbringen der Jahresrechnung 2007 der Stadt

Baruth/Mark - Weitergabe zur Prüfung
08/553 Berufung eines Wahlleiters für die Stadt

Baruth/Mark, gleichzeitig tritt der Beschluss 08/534
vom 05.03.2008 außer Kraft.

08/554 Berufung eines Stellvertreters des Wahlleiters für
die Stadt Baruth/Mark, gleichzeitig tritt der
Beschluss 08/535 vom 05.03.2008 außer Kraft.

08/555 MV Gewährung von Verfahrensabschlägen bei Ablö-
severeinbarungen

08/558 MV Festlegung eines Regelquerschnitts für den Aus-
bau des Bahnüberganges Mückendorf

Im nichtöffentlichen Teil der Stadtverordnetenversammlung
der Stadt Baruth/Mark
am 21.05.2008 wurden folgende Beschlüsse gefasst:
Beschluss-
nummer Kurzinhalt
08/548 Grundstücksveräußerung in der Gemarkung Merz-

dorf, Flur 6, Fst. 48/1 und 49 sowie Kaufpreisfest-
setzung

08/549 Grundstücksveräußerung in der Gemarkung Baruth,
Flur 5, Fst. 866 und Kaufpreisfestsetzung

08/550 Grundstücksveräußerung im Industriegebiet Bern-
hardsmüh l/lll aus Flurstück 433, Flur 2, Gemar-
kung Baruth/Mark (Fläche F1)

08/557 Vergabe von ingenieurtechnischen Leistungen
Gebäude zwecks Neubau/Umbau/Umnutzung Kita
Baruth/Mark

Baruth/Mark, 08.05.2008
Ilk
Bürgermeister

Informationen aus dem Bauamt

zum Bebauungsplan Nr. 17/07 „Bernhardsmüh VI“

Im öffentlichen Teil des Bauausschusses am 14. Juli 2008
Beginn 19.00 Uhr, im Sitzungssaal der Stadtverwaltung
Baruth/Mark, Ernst-Thälmann-Platz 4...
...wird der Entwurf zum o. g. Bebauungsplan, in Vorbereitung der
Stadtverordnetenversammlung am 23.07.2008, erörtert.

Unterrichtung der Öffentlichkeit über die Beur-
teilung der Messungen von Emissionen und
der Verbrennungsbedingungen beim Betrieb
der Biomassekesselanlage der Unitherm Ba-
ruth GmbH

Die Pfleiderer AG betreibt am Standort 15837 Baruth/Mark die
Unitherm Baruth GmbH eine Energiezentrale zur Erzeugung von
Prozessenergie für das Faserplattenwerk der Pfleiderer AG, die
Kunz Faserplattenwerk Baruth GmbH. Die Energiezentrale besteht
aus zwei baugleichen Rostkesselanlagen, einem Staubkessel,
einer gasbefeuerten Reservekesselanlage und entsprechenden
Rauchgasreinigungsanlagen.
Als Brennstoff wird in den Rostkesselanlagen Biomasse in Form
von Altholz eingesetzt. Der Betrieb der Rostkesselanlagen erfolgt
entsprechend den Vorgaben der 17. Verordnung zur Durchfüh-
rung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (17. BlmSchV).
Gemäß § 18 der 17. BlmSchV ist die Unitherm Baruth GmbH ver-
pflichtet, die Öffentlichkeit über die Ergebnisse kontinuierlicher
Emissionsmessungen und die Verbrennungsbedingungen zu
unterrichten. Im Folgenden werden die Messergebnisse für den
Zeitraum vom 01.01.2007 bis 31.12.2007 veröffentlicht.

Verbrennungsbedingungen
Die Verbrennungstemperatur nach der letzten Verbrennungsluft-
zuführung darf 850 °C nicht unterschreiten. Sie muss auch bei
ungünstigsten Bedingungen für einen Zeitraum von mindestens
2 s eingehalten werden. Die Einhaltung der o. g. Verbrennungs-
bedingungen wurde im Rahmen von Funktionsüberprüfungen und
Kalibrierungen kontinuierlich arbeitender Messeinrichtungen nach
§ 11 i. V. mit § 4 (6 + 7) der 17. BlmSchV durch ein nach § 26
BlmSchG zugelassenes Messinstitut festgestellt.
Zur Aufrechterhaltung der Mindesttemperatur während des Anfah-
rens sowie bei drohender Unterschreitung der Mindesttempera-
tur ist die Anlage mit Zusatzbrennern ausgerüstet, die mit Erdgas
betrieben werden. Beim Anfahren der Anlage bleiben die Zusatz-
brenner solange in Betrieb, bis eine Temperatur in der Nach-
brennzone oberhalb 850 °C erreicht ist. Bei einem Temperatur-
abfall werden die Zusatzbrenner rechtzeitig eingeschaltet, so dass
sichergestellt wird, dass keine Unterschreitung von 850 °C erfolgt.
Sollte dennoch die Temperatur von 850 °C unterschritten wer-
den, erfolgt eine automatische Verriegelung der Holzzufuhr der
Anlage.

Kontinuierliche Emissionsmessungen
Entsprechend den Anforderungen der 17. BlmSchV und den
Nebenbestimmungen des Genehmigungsbescheides sind an der
Biomassekesselanlage die Emissionskenngrößen Gesamtstaub,
Quecksilber und seine Verbindungen (Hg), Stickstoffoxide (NOx),
Gesamtkohlenstoff (C-Gesamt) sowie gasförmige anorganische
Chlorverbindungen (HCl) kontinuierlich zu ermitteln und aufzu-
zeichnen.
Die Ermittlung der kontinuierlichen Emissionsdaten erfolgt durch
eignungsgeprüfte Emissionsmessgeräte, die jährlich durch ein
zugelassenes Messinstitut überprüft und jeweils im Abstand von
3 Jahren kalibriert werden.
Die Ergebnisse der kontinuierlichen Emissionsmessungen sind
im folgenden Diagramm dargestellt. Dabei sind für die oben
genannten kontinuierlich zu messenden Schadstoffkomponen-
ten die jeweiligen Mittelwerte in Prozent - bezogen auf den zuläs-
sigen Tagesmittelwert nach der 17. BlmSchV - angegeben.
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Abbildung: Ergebnisse kontinuierliche Emissionsmessungen

Die Abbildung zeigt, dass die Messwerte im Jahresmittel unter
den Tagesgrenzwerten liegen. Bei technischen Störungen kam
es vereinzelt zu Grenzwertüberschreitungen.

Über die Dauer und die Höhe der Überschreitungen, sowie über
die eingeleiteten Maßnahmen zu Beseitigung der Störung wurde
das Amt für Immissionsschutz jeweils zeitnah informiert.

Ergebnisse kontinuierlicher Emissionsmessungen - Überschrei-
tungen

Überschreitungen (%)
Komponente Halbstundenmittelwert Tagesmittelwert
Staub 0,03 % 0,27 %
Hg 0,04 % 0,00 %
NOx 0,01 % 1,64%
C-Ges 0,00 % 0,00 %
HCl 0,00 % 0,00 %
CO 0,15 % 3,01 %
Ursächlich für die Überschreitungen der Grenzwerte waren haupt-
sächlich mechanische Störungen an der Anlagen- bzw. der Abgas-
reinigungstechnik sowie elektronische Störungen an der Emis-
sionsmesstechnik.
Die Ursachen für die festgestellten Grenzwertüberschreitungen
wurden erkannt und umgehend beseitigt. Es wurden Maßnahmen
zur dauerhaften Optimierung ergriffen.
Diskontinuierliche Emissionsmessungen (Einzelmessungen)
Entsprechend den Anforderungen der 17. BlmSchV i. V. mit den
Nebenbestimmungen des Genehmigungsbescheides sind an der
Biomassekesselanlage folgende Einzelmessungen durchzufüh-
ren:
• � Cadmium (Cd) und Thallium (Tl)
• � Antimion (Sb), Arsen (As), Blei (Pb), Chrom (Cr), Kobalt (Co),

Kupfer (Cu), Mangan (Mn), Nickel (Ni), Vanadium (V), Zinn (Sn)
• Dioxine und Furane (PCDD/F).
Die Ergebnisse der Messungen für das Jahr 2007 sind im Fol-
genden zusammengestellt. Die Messergebnisse beziehen sich
auf das trockene Abgas im Normzustand und sind bezogen auf
einen Sauerstoffgehalt im Abgas von 11 %.
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Messung Summe Cd und Tl Summe Sb, As, Pb, Cr, PCDD/F [l-TEQ]
Co, Cu, Mn, Ni, V, Sn

[GW = 0,05 mg/m3] [GW = 0,5 mg/m3] [GW = 0,1 ng/m3]

Messung 1 0,0002 mg/m3 0,009 mg/m3 0,00140 ng/m3

Messung 2 0,0003 mg/m3 0,010 mg/m3 0,00129 ng/m3

Messung 3 0,0002 mg/m3 0,009 mg/m3 0,00161 ng/m3

GW = Grenzwert

Die diskontinuierlich ermittelten Emissionswerte für die o. g. Schwermetalle unterschritten im Berichtszeitraum deutlich die vorge-
gebenen Grenzwerte. Die Anforderungen des Genehmigungsbescheides und der 17. BlmSchV werden sicher erfüllt.

Öffentliche Bekanntmachung

Der Landkreis Teltow-Fläming, Amt für Gesundheit und Verbrau-
cherschutz, erlässt als zuständige Behörde folgende
Tierseuchenallgemeinverfügung des Landkreises Teltow-Flä-
ming
Impfung zum Schutz vor der Blauzungenkrankheit (BT) vom
19. Mai 2008
1. Die Impfung gegen die Blauzungenkrankheit (Bluetongue) wird

bei allen Rindern, Schafen und Ziegen ab einem Alter von drei
Monaten (ab 91. Lebenstag) im nachfolgend aufgeführten Zeit-
rahmen für den gesamten Landkreis Teltow-Fläming ange-
wiesen:
A. Impfung aller Schafe und Ziegen vom 02. Juni bis 30. Juni
2008
B. Zweimalige Impfung aller Rinder im Abstand von 21 Tagen
im Zeitraum vom 01. Juli bis 20. August 2008.

2. Die freiwillige Impfung von Gehegewild (Wildwiederkäuer) und
Kameliden ab einem Alter von drei Monaten erfolgt vom
02. Juni bis 30. Juni 2008.

3. Die zur Impfung angewiesenen Tierhalter von empfänglichen
Tieren:
A. haben dem niedergelassenen und von unserem Amt beauf-

tragten Tierarzt die notwendige Hilfe zu leisten;
B. sind für die Durchführung und Dokumentation der Impfung

verantwortlich;

C. haben nach der Impfung die von Ihnen und dem Impftier-
arzt unterschriebene Impfbescheinigung mit Auskunft über
die Anzahl und den Zeitpunkt der durchgeführten Impfun-
gen gegen die Blauzungenkrankheit, über den verwende-
ten Impfstoff, die Anzahl der geimpften Tiere sowie die
jeweils geimpfte Tierart und das von Ihnen und dem Impf-
tierarzt unterschriebene Bestandsregister (nur Rinderhal-
ter) unverzüglich, spätestens am folgenden Arbeitstag unse-
rem Amt (Landkreis Teltow-Fläming, Amt für Gesundheit
und Verbraucherschutz, Sachgebiet Verbraucherschutz,
Am Nuthefließ 2, 14943 Luckenwalde) zuzusenden.

4. Alle Tierhalter von empfänglichen Tieren (Wiederkäuer - Rin-
der, Schafe, Ziegen, Gehegewild und Kameliden) des Land-
kreises Teltow-Fläming, die ihrer Anzeigepflicht noch nicht
nachgekommen sind, haben diese Anzeige unverzüglich unter
Angabe des Standortes beim Landkreis Teltow-Fläming, Amt
für Gesundheit und Verbraucherschutz, Sachgebiet Verbrau-
cherschutz, Am Nuthefließ 2, 14943 Luckenwalde, Tel.: 0 33 71/
6 08 22 15 oder 38 07, Fax: 0 33 71/6 08 90 40 nachzuholen.

Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen diese
Tierseuchenallgemeinverfügung können gemäß § 76 Abs. 2 Nr. 1
des Tierseuchengesetzes i. V. m. § 5 Abs. 1 EG-Blauzungenbe-
kämpfung-Durchführungsverordnung als Ordnungswidrigkeit ver-
folgt und nach § 76 Abs. 3 mit einer Geldbuße bis zu 25.000 Euro
geahndet werden.
Gemäß § 80 Satz 1 Nr. 2 TierSG hat die Anfechtung einer Anord-
nung zur Impfung von Tieren keine aufschiebende Wirkung. Das
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bedeutet, dass die mit dieser Tierseuchenallgemeinverfügung
angeordneten Maßnahmen selbst bei der Einlegung eines Wider-
spruchs zu befolgen sind.
Diese Tierseuchenallgemeinverfügung tritt mit dem auf die
Bekanntmachung folgenden Tag in Kraft.
Rechtliche Grundlagen:
- Verordnung zur Durchführung gemeinschaftsrechtlicher Vor-

schriften über Maßnahmen zur Bekämpfung, Überwachung
und Beobachtung der Blauzungenkrankheit (EG-Blauzun-
genbekämpfung-Durchführungsverordnung) vom 31. August
2006 (eBAnz AT 46 2006 V1) zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 2. Mai 2008 (BGBl. I S. 1599) und

- Tierseuchengesetz (TierSG) in der Bekanntmachung der Neu-
fassung vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1260, berichtigt BGBl.
I S. 3588) zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Dezember
2007 (BGBl. I S. 2930) sowie

- Gesetz zur Ausführung des Tierseuchengesetzes (AG
TierSGBbg) in der Fassung vom 17. Dezember 2001 (GVBI.
2002 S. 14) und

- Verordnung gegen die Verschleppung von Tierseuchen im
Viehverkehr (Viehverkehrsverordnung) vom 6. Juli 2007 (BGBl.
I S. 1274)

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Wider-
spruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Landrat, Am Nut-
hefließ 2, 14943 Luckenwalde einzulegen.
Der Widerspruch gegen die Maßnahmen hat gemäß § 80 Tier-
seuchengesetz keine aufschiebende Wirkung.
Im Auftrag
Dr. Münch
Amtstierärztin

Wahlen der Stadtverordnetenversammlung der
Stadt Baruth/Mark und der Ortsbeiräte der
Ortsteile Baruth/Mark und Petkus am 28. Sep-
tember 2008

Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 03. Juni 2008

Gemäß §§ 26 und 64 Abs. 3 des Brandenburgischen Kommu-
nalwahlgesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Abs. 2 und 3 der Bran-
denburgischen Kommunalwahlverordnung (BbgKWahIV) mache
ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Wahl sowie die Wahlzeit
Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und
die Wahlzeit der landesweiten Kommunalwahlen
2008 vom 04. Februar 2008 finden die Wahlen
(Hauptwahlen)
- der Stadtverordnetenversammlung der Stadt

Baruth/Mark und
- der Ortsbeiräte der Ortsteile Baruth/Mark und

Petkus
am Sonntag, dem 28. September 2008 in der Zeit
von 8.00 bis 18.00 Uhr statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen
Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine
für die vorgenannten Hauptwahlen durch Rechts-
verordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31
Abs. 2 Satz 3 BbgKWahIV auf, die Wahlvorschlä-
ge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzu-
reichen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes
hin:

A. Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der
Stadt Baruth/Mark

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreter
Es sind insgesamt 16 Stadtverordnete zu wählen.

2. Wahlkreis
Die Stadtverordnetenversammlung hat durch
Beschluss das Wahlgebiet in einen Wahlkreis ein-
geteilt.

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen

Vereinigungen, Wählergruppen und Einzelbe-
werbern eingereicht werden. Daneben können Par-
teien, politische Vereinigungen und Wählergruppen
auch gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listen-
vereinigung einreichen. Sie dürfen sich jedoch bei
jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteili-
gen; die Beteiligung an einer Listenvereinigung
schließt einen eigenständigen Wahlvorschlag für
dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig
eingereicht werden. Sie müssen spätestens bis
zum
Donnerstag, den 21. August 2008, 12.00 Uhr,
bei der
Wahlleiterin für die Stadt Baruth/Mark
Ernst-Thälmann-Platz 4
15837 Baruth/Mark
schriftlich eingereicht werden.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusam-
menzuschließen, ist der Wahlleiterin für die Stadt
Baruth/Mark durch die für das Wahlgebiet zustän-
digen Organe aller am Zusammenschluss Betei-
ligten spätestens bis zum Donnerstag, den
21. August 2008, 12.00 Uhr, schriftlich anzuzei-
gen. Die Erklärung der an dem Zusammenschluss
Gruppierungen muss bei Parteien oder politischen
Vereinigungen von mindestens zwei Mitgliedern
des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, dar-
unter dem Vorsitzenden oder einem Stellvertreter,
bei Wählergruppen von dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5. Einreichung von einem wahlgebietsbezogenen
Wahlvorschlag
Eine Partei, politische Vereinigung, Wählergruppe
oder Listenvereinigung kann einen wahlgebiets-
bezogenen Wahlvorschlag einreichen.

6. Inhalt der Wahlvorschläge
6.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der

Anlage 5a zu § 32 Abs. 1 Satz 1 zur BbgKWahIV
eingereicht werden. Sie müssen enthalten
a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf

oder die Tätigkeit, den Tag der Geburt, den
Geburtsort, die Staatsangehörigkeit und die
Anschrift eines jeden Bewerbers in erkennbarer
Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politi-
schen Vereinigung den vollständigen Namen
der einreichenden Partei oder politischen Verei-
nigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag
angegebene Name der Partei oder politischen
Vereinigung muss mit dem Namen übereinstim-
men, den diese im Lande führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den
Namen der einreichenden Wählergruppe und,
sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet,
auch diese; aus dem Namen muss hervorgehen,
dass es sich um eine Wählergruppe handelt; der
Name und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen
nicht den Namen von Parteien oder politischen
Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung ent-
halten,
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d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung
den Namen der Listenvereinigung und, sofern
sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese;
zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr
beteiligten Parteien, politischen Vereinigungen
und Wählergruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes und bei wahl-
kreisbezogenen Wahlvorschlägen auch die
Bezeichnung des Wahlkreises.

Der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers darf
nur die unter Buchstabe a und e bezeichneten
Angaben enthalten.

6.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens einen
Bewerber enthalten. Ein Wahlvorschlag darf höchs-
tens 24 Bewerber enthalten.

6.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift
und Telekommunikationsanschluss der Vertrau-
ensperson und der stellvertretenden Vertrau-
ensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann
auch ein Bewerber benannt werden. Soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Ver-
trauensperson und die stellvertretende Vertrau-
ensperson, jede für sich, berechtigt, verbindliche
Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und
entgegenzunehmen.

6.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen
Vereinigung muss von mindestens zwei Mitglie-
dern des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstan-
des, darunter dem Vorsitzende oder einem Stell-
vertreter, unterzeichnet sein.
Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss
von dem Vertretungsberechtigten unterzeichnet
sein. Die Vertretungsberechtigung ist auf mein Ver-
langen nachzuweisen.
Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss
jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereini-
gungen und Wählergruppe unterzeichnet sein.
Der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers muss
von diesem persönlich und handschriftlich unter-
zeichnet sein.

6.5 Wichtige Beschränkungen
Jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvorschlag
für die Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der
Stadt Baruth/Mark benannt sein. Der Bewerber auf
dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied
einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen
Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

7. Voraussetzungen für die Benennung als Bewer-
ber

7.1 Die Benennung als Bewerber auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wäh-
lergruppe oder Listenvereinigung ist an folgen-
de Voraussetzungen geknüpft:
a) Der Bewerber muss gemäß § 11 BbgKWahlG

wählbar sein.
b) Der Bewerber muss durch eine Versammlung

zur Aufstellung der Bewerber gemäß § 33
BbgKWahlG bestimmt worden sein ‘(siehe Nr.
8).

c) Der Bewerber muss seiner Benennung auf dem
Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die
Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage
7a zu § 32 Abs. 5 Nr. 1 zur BbgKWahIV abzuge-
ben. Wird der Wahlvorschlag von einer Partei
eingereicht, hat der Bewerber in der Zustim-
mungserklärung zudem seine Parteimitglied-
schaften anzugeben oder zu erklären, dass er
parteilos ist.

Die in Buchstabe a und c genannten Vorausset-
zungen gelten ferner für Einzelbewerber.

7.2 Zur Wählbarkeit
7.2.1 Wählbarkeit von Deutschen

Gemäß § 11 Abs. 1 BbgKWahlG sind wählbar alle
Deutschen im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des
Grundgesetzes, die
- am 28. September 2008 das 18. Lebensjahr voll-

endet haben und
- seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren

ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-
halt haben.

Ein Deutscher ist nach § 11 Abs. 2 BbgKWahlG
nicht wählbar, wenn er
- gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausge-

schlossen ist oder
- infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die

Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht
besitzt.

7.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgern
Gemäß § 11 Abs. 1 BbgKWahlG sind wählbar auch
alle Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der
Europäischen Union (Belgien, Bulgarien, Dänemark,
Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland,
Italien, Lettland, Luxemburg, Malta, Niederlande,
Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden,
Slowakei, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn,
Vereinigtes Königreich von Großbritannien und
Nordirland sowie Zypern), die
- am 28. September 2008 das 18. Lebensjahr voll-

endet haben und
- seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren

ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-
halt haben.

Ein Unionsbürger ist nach § 11 Abs. 3 BbgKWahlG
nicht wählbar, wenn er gemäß § 9 BbgKWahlG
vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder - infolge
Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland
die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung
öffentlicher Ämter nicht besitzt oder - infolge einer
zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht
besitzt.

7.3 Mit dem Wahlvorschlag ist der Wahlleiterin für jeden
Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde
nach dem Muster der Anlage 8a zu § 32 Abs. 5
Nr. 2 zur BbgKWahIV einzureichen, dass der vor-
geschlagene Bewerber wählbar ist.
Unionsbürger, die schriftlich ihre Zustimmung zur
Kandidatur erklärt haben, müssen mit der Beschei-
nigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung
an Eides statt nach dem Muster der Anlage 8c zu
§ 32 Abs. 5 Nr. 3 zur BbgKWahIV über ihre Staats-
angehörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in
ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wähl-
barkeit ausgeschlossen sind.

8. Zur Aufstellung der Bewerber gemäß § 33
BbgKWahlG

8.1 Die Bewerber einer Partei oder politischen Ver-
einigung und ihre Reihenfolge müssen in einer Ver-
sammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts
im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mit-
glieder der Partei oder politischen Vereinigung in
geheimer Abstimmung bestimmt worden sein (Mit-
gliederversammlung). Dies kann auch durch Dele-
gierte geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 1)
aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders
gewählt worden sind (Delegiertenversammlung).

8.2 Wenn die Parteien oder politischen Vereinigungen
im Wahlgebiet keine Organisation haben, können
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die Bewerber und ihre Reihenfolge auch durch im
gesamten Stadtgebiet wahlberechtigten Mitglieder
der Partei oder politischen Vereinigung oder deren
Delegierte oder durch die für die Wahl zum Kreis-
tag des Landkreises Teltow-Fläming wahlberech-
tigten Mitglieder der Partei oder politischen Verei-
nigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

8.3 Die Bewerber einer Wählergruppe und ihre Rei-
henfolge müssen in einer Versammlung der zum
Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wäh-
lergruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn
die Wählergruppe nicht mitgliedschaftlich organi-
siert ist, in einer Versammlung der zum Zeitpunkt
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet
wahlberechtigten Anhänger der Wählergruppe
(Anhängerversammlung) in geheimer Abstim-
mung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch
Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder
Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer
Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Dele-
giertenversammlung). Die Ausführungen zu Num-
mer 8.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte
Wählergruppen entsprechend.

8.4 Die Bewerber einer Listenvereinigung und ihre
Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen Mit-
glieder- oder Delegiertenversammlung in gehei-
mer Abstimmung bestimmt worden sein; im Übri-
gen gelten die Bestimmungen des § 33
BbgKWahlG sinngemäß.

8.6 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhän-
ger oder Delegierten von dem zuständigen Vor-
stand der Partei oder politischen Vereinigung oder
dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe mit
einer mindestens dreitägigen Frist entweder ein-
zeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

8.6 Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versamm-
lung ist für die geheime Wahl der Bewerber und
der Delegierten für die Delegiertenversammlung
vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gele-
genheit zu geben, sich und ihr Programm der Ver-
sammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In
der Versammlung müssen sich mindestens drei
Mitglieder, Anhänger oder Delegierte an der Abstim-
mung beteiligen.

8.7 Über die Mitglieder-, Anhänger- oder Delegierten-
versammlung ist eine Niederschrift nach dem
Muster der Anlage 9a zu § 32 Abs, 5 Nr. 4
BbgKWahIV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag
beizufügen ist. Aus der Niederschrift müssen die
Art, der Ort und die Zeit der Versammlung, die Form
der Einladung, die Anzahl der erschienenen Mit-
glieder, Anhänger oder Delegierten sowie das
Ergebnis der geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei
hat der Leiter der Versammlung und zwei von
der Versammlung bestimmte Teilnehmer an
Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen
Mindestanforderungen an eine demokratische Kan-
didatenaufstellung gemäß § 33 Abs. 5 BbgWahIG
beachtet worden sind.

9. Unterstützungsunterschriften
9.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstüt-

zungsunterschriften
9.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen

Vereinigungen, die am 07. März 2008 aufgrund
eines zurechenbaren Wahlvorschlags im 16. Deut-
schen Bundestag oder 4. Landtag Brandenburg
durch mindestens einen im Land Brandenburg
gewählten Abgeordneten oder im Kreistag des
Landkreises Teltow-Fläming durch mindestens

einen Kreistagsabgeordneten oder in der Stadt-
verordnetenversammlung der Stadt Baruth/Mark
durch mindestens einen Stadtverordneten seit der
letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind
von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit.

9.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am
07. März 2008 aufgrund eines zurechenbaren Wahl-
vorschlags im Kreistag des Landkreises Teltow-Flä-
ming durch mindestens einen Kreistagsabgeord-
neten oder in der Stadtverordnetenversammlung
der Stadt Baruth/Mark durch mindestens einen
Stadtverordneten seit der letzten Wahl ununter-
brochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis
von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften
gilt ferner für Listenvereinigungen, wenn mindes-
tens eine der an ihr beteiligten Gruppierungen
wenigstens eine der in Nummer 9.1.1 oder 9.1.2
genannten Voraussetzungen für die Befreiung von
diesem Erfordernis erfüllt.

9.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerbern, die am
07. März 2008 aufgrund eines Einzelwahlvorschla-
ges im Kreistag des Landkreises Teltow-Fläming
oder in der Stadtverordnetenversammlung
Baruth/Mark vertreten sind, sind von dem Erfor-
dernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.2. Wichtige Hinweise
9.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen

Vereinigung, einer Wählergruppe, einer Listenver-
einigung oder eines Einzelbewerbers, die oder der
nicht nach der vorstehenden Nummer 9.1 von dem
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit
ist, sind im Falle eines wahlgebietsbezogenen
Wahlvorschlags mindestens 10 Unterstützungs-
unterschriften von im Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Personen beizufügen.

9.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsun-
terschrift der wahlberechtigten Person ist spätes-
tens bis zum
Mittwoch, den 20. August 2008, 16.00 Uhr
bei der
Wahlbehörde, Stadt Baruth/Mark
Ernst-Thälmann-Platz 4
15837 Baruth/Mark
zu leisten.
Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einem
ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor einem
Notar oder einer anderen zur Beglaubigung von
Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet wer-
den.
Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen
Unterschriftslisten (siehe Nummer 9.2.3) sind der
Wahlbehörde (Stadt Baruth/Mark, Wahlleiterin,
Ernst-Thälmann-Platz 4, 15837 Baruth/Mark) spä-
testens bis zum
Mittwoch, den 20. August 2008, 16.00 Uhr
vorzulegen.
Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften
sind auf den von mir ausgelegten oder ausge-
gebenen amtlichen Formblättern für Unterschrif-
tenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu § 32
Abs. 4 Nr. 3 BbgKWahIV zur BbgKWahIV unter
Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen:

9.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung
des Wahlvorschlagsträgers sofort bei der Wahl-
behörde Stadt Baruth/Mark. Bürgerbüro. Ernst-
Thälmann-Platz 4, 15837 Baruth/Mark aufgelegt.
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Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen
sowie Anschrift eines jeden Bewerbers in erkenn-
barer Reihenfolge anzugeben.
Daneben ist beim Wahlvorschlag einer Partei,
politischen Vereinigung, Wählergruppe oder
Listenvereinigung deren Name und, sofern sie
eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese,
anzugeben. Außerdem hat der Wahlvorschlagsträ-
ger durch schriftliche Erklärung zu bestätigen, dass
die Bewerber und ihre Reihenfolge gemäß § 33
BbgKWahlG bestimmt worden sind oder eine Aus-
fertigung der Niederschrift über die Bestimmung
der Bewerber und ihrer Reihenfolge vorzulegen.
Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind
ferner auch der Name, und, sofern vorhanden, die
Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Grup-
pierungen anzugeben.
Beim Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers ist
die Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzuge-
ben.
Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde
ich unter den vorgenannten Voraussetzungen auch
amtliche Formblätter für die Unterzeichnung des
Wahlvorschlages bei einem ehrenamtlichen Bür-
germeister im Land, vor einem Notar oder bei einer
anderen zur Beglaubigung ermächtigten Stelle aus-
geben.

9.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereini-
gungen, Wählergruppen oder Listenvereinigungen
dürfen erst nach der Bestimmung der Bewerber
und ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstüt-
zungsunterschriften sind ungültig.

9.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen
Wahlvorschlag für die Wahl zur Stadtverordneten-
versammlung Baruth/Mark unterzeichnen. Hat eine
Person für diese Wahl mehr als einen Wahlvor-
schlag unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für
diese Wahl geleisteten Unterstützungsunterschrif-
ten ungültig.

9.2.6 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der
Unterzeichnung gegeben sein. Die Unterzeichnung
des Wahlvorschlags durch die Bewerber selbst ist
unzulässig.

9.2.7 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vorna-
men, Tag der Geburt und Anschrift der unterzeich-
nenden Person sowie das Datum der Unter-
schriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende
Person hat sich vor der Unterschriftsleistung aus-
zuweisen. Die Zurücknahme gültiger Unterstüt-
zungsunterschriften ist wirkungslos.

9.2.8 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer kör-
perlichen Behinderung einer Hilfe bei der Unter-
schriftsleistung bedarf, kann eine Person ihres Ver-
trauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unter-
schriftsleistung vornimmt. Eine wahlberechtigte
Person, die wegen einer Behinderung nicht in der
Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf
Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklä-
rung vor einem Beauftragten der Wahlbehörde
ersetzen. Der Antrag kann bis Montag, den
18. August 2008, 16.00 Uhr schriftlich bei der
Wahlbehörde gestellt werden.

9.2.9 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten
Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift
auf der von mir aufgelegten oder ausgegebenen
Unterschriftenliste leisten, zu vermerken, dass sie
im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschrifts-
leistung wahlberechtigt sind.

10. Mängelbeseitigung
Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. August
2008, 12.00 Uhr, können Mängel, die sich auf die
Zahl und Reihenfolge der Bewerber beziehen, nicht
mehr behoben und fehlende Unterstützungsunter-
schriften nicht mehr beigebracht werden. Das Glei-
che gilt, wenn der Bewerber so mangelhaft bezeich-
net ist, dass seine Identität nicht feststeht. Sonsti-
ge Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge
berühren, können bis zur Entscheidung über die
Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Abs. 1
BbgKWahlG) beseitigt werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
Der Wahlausschuss beschließt am 25. August 2008
in öffentlicher Sitzung über die Zulassung der Wahl-
vorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG
und §§ 38 und 39 BbgKWahIV verwiesen.

B. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteiles Baruth/Mark
Die Ausführungen in Buchstabe A Nr. 3, 4, 6.1, 6.3
bis 6.5, 7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der
Stadtverordnetenversammlung Baruth/Mark gel-
ten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils
Baruth/Mark mit folgenden Maßgaben sinngemäß:

1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Orts-
teiles Baruth/Mark ist das Gebiet der Gemarkun-
gen Baruth und Klein Ziescht. Das Wahlgebiet bil-
det einen Wahlkreis.

2. Es sind insgesamt fünf Mitglieder des Ortsbeirats
zu wählen.

3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens einen und
darf höchstens sieben Bewerber enthalten.

4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11
BbgKWahlG wählbar sind und im Ortsteil
Baruth/Mark ihren ständigen Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen
Vereinigung, einer Wählergruppe, einer Listenver-
einigung oder eines Einzelbewerbers, die oder der
nicht von dem Erfordernis von Unterstützungsun-
terschriften befreit ist, sind mindestens 5 Unter-
stützungsunterschriften beizufügen.
Von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften sind auch die Parteien, politischen Verei-
nigungen und Wählergruppen befreit, die am
07. März 2008 aufgrund eines zurechenbaren Wahl-
vorschlages im Ortsbeirat des Ortsteiles
Baruth/Mark durch mindestens ein Mitglied seit der
letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; Ent-
sprechendes gilt für Einzelbewerber, die aufgrund
eines Einzelwahlvorschlages im Ortsbeirat
Baruth/Mark vertreten sind sowie für Listenverei-
nigungen, wenn mindestens eine der an ihr betei-
ligten Gruppierungen die eingangs genannte Vor-
aussetzung erfüllt.
Im Übrigen gelten die Ausführungen in Buchstabe
A Nr. 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis
10.2.10 sinngemäß.

C. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteiles Petkus
Die Ausführungen in Buchstabe A Nr. 3, 4, 6.1, 6.3
bis 6.5, 7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der
Stadtverordnetenversammlung Baruth/Mark gel-
ten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteiles Pet-
kus mit folgenden Maßgaben sinngemäß:

1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Orts-
teiles Petkus ist das Gebiet der Gemarkungen Pet-
kus und Charlottenfelde. Das Wahlgebiet bildet
einen Wahlkreis.

2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats
zu wählen.
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3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens einen und
darf höchstens vier Bewerber enthalten.

4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11
BbgKWahlG wählbar sind und im Ortsteil Petkus
ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthalt haben.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen
Vereinigung, einer Wählergruppe, einer Listenver-
einigung oder eines Einzelbewerbers, die oder der
nicht von dem Erfordernis von Unterstützungsun-
terschriften befreit ist, sind mindestens 3 Unter-
stützungsunterschriften beizufügen.
Im Übrigen gelten die Ausführungen in Buchstabe
A Nr. 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis
9.2.10 sinngemäß.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvor-
schlägen
Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erfor-
derlichen Vordrucke können elektronisch unter
www.stadt-baruth-mark.de. Politik/Wahlen 2008
aufgerufen, ausgefüllt und ausgedruckt werden. Es
besteht auch die Möglichkeit, die Unterlagen bei
der Wahlbehörde anzufordern bzw. abzuholen.

M. Lehmann
Wahlleiterin der Stadt Baruth/Mark

Baugrundstücke - Stadt Baruth/Mark und
Ortsteile

Die Stadt Baruth/Mark mit ihren 12 Ortsteilen ist eine Kleinstadt
mit ca. 4.500 Einwohnern und liegt etwa 60 km südlich von Ber-
lin. Sie erreichen die Stadt verkehrstechnisch über die Auto-
bahnanbindung A 13 (Berlin-Dresden), die Bundesstraßen B 96
und B 115 sowie die Bahnanbindung (RE 3) ab Bahnhof
Baruth/Mark (Elsterwerda - Berlin - Stralsund).
Infrastruktur: Im Stadtbereich Baruth/Mark gibt es eine Grund-
und Gesamtschule, eine Freie Oberschule, drei Kindertagesstät-
ten, einen Kinderhort, Einkaufsmöglichkeiten (z. B. REWE, ALDI,
SCHLECKER u. a.), Gastronomie, medizinische Versorgung, ver-
schiedene Gewerbe- und Handelseinrichtungen sowie das Indus-
triegebiet „Holzkompetenzzentrum Baruth/Mark“.
(Kennziffer: 23.20.02.1)
Baugrundstücke in Baruth/Mark/Borgsheidchen, Waldweg -
31,00 €/m2

Gemarkung Baruth, Flur 4, Flurstück 243 mit einer Größe von
308 m2 - Kaufpreis 31,- €/m2

Gemarkung Baruth, Flur 4, Flurstück 252 mit einer Größe von
474 m2 - Kaufpreis 31,- €/m2

Die Grundstücke befinden sich im Waldweg im OT Baruth/Mark
und sind voll erschlossen.
(Kennziffer: 23.20.02.2)
Baugrundstück in Klasdorf, Bahnhofstraße, 5,- €/m2

Gemarkung Klasdorf, Flur 1, Flurstück 345 (tw.) mit einer Größe
von ca. 940 m2

Das Grundstück befindet sich am Ortseingang rechts in Klasdorf
aus Richtung Bahnhof bzw. Bundesstraße 96 kommend. Das
Grundstück ist ortsüblich erschlossen.
(Kennziffer: 23.20.02.3)
Baugrundstücke in Paplitz, Eichengrund, 10,- €/m2

Gemarkung Paplitz, Flur 8, Flurstück 11 mit einer Größe von
1.123 m2.

Das Grundstück befindet sich im Eichengrund und ist ortsüblich
erschlossen.
Anfragen können schriftlich an die Stadt Baruth/Mark, Ernst-Thäl-
mann-Platz 4, 15837 Baruth/Mark, per Fax - 03 37 04/9 72 59
oder per E-Mail - Buergermeister@Stadt-Baruth-Mark.de gesandt
werden.
Bei telefonischen Rückfragen wählen Sie bitte - 03 37 04/9 72 48.
Weitere Informationen erhalten Sie unter www.Stadt-Baruth-
Mark.de.
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